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1. Einleitung 
 

 
Diese Einleitung entstand zwischen Neujahr und Faschingsdienstag, und deshalb werden sie mir auch diese 
Karikatur verzeihen, die irgendwo zwischen diesen beiden Tagen angesiedelt ist. 
 

 
An Neujahr gute Vorsätze zu fassen erzeugt ein rauschhaftes Glücksgefühl, am Jahresende dann Bilanz zu 
ziehen, führt zu Katerstimmung ï sofern man sich an die guten Vorsätze überhaupt noch erinnern kann. 
 
Da AI (im Landkreis) Miesbach heuer 40 wird, sind gute Vorsätze, sollte man meinen, eine Pflichtübung. Wir 
fangen mit den Sachen an, die wir (mit Sicherheit) nicht erreichen können, obwohl es sehr gute Vorsätze 
wären: 
 
- Wir werden nicht alle Orte des Landkreises solange mit Infoständen überziehen können, bis alle Esel statt 
"IA" "AI" schreien. 
- Wir werden es nicht schaffen, bei unseren Infoabenden so viele Leute anzulocken, dass in der Oberland-
halle in Miesbach eine Einlasssperre verhängt werden muss. 
- Es wird uns nicht gelingen, Gerhard Polt und die Biermösl Blosn für einen Auftritt zu unserem Jubiläum 
wiederzuvereinigen. 
- Unser Spendenaufkommen wird nicht ausreichen, alle politischen Gefangenen dieser Welt freizukaufen. 
- Wir werden es wohl nicht erleben, dass neue (dynamische, kreative, unausgelastete und junge) Mitglieder 
in solcher Anzahl in die Gruppe drängen, dass wir die Vorbereitung des 50. Geburtstages getrost ihnen 
überlassen können. 
 
Um besagte Katerstimmung zu vermeiden, werden wir die guten Vorsätze bescheiden halten und im Unbe-
stimmten belassen, so wie es uns Altmeister Goethe mit seinen biederen Versen fürs Poesiealbum vorge-
predigt hat. 
 

"Ein neues Jahr 

hat neue Pflichten, 

Ein neuer Morgen 

ruft zur frischen Tat. 

Stets wünsche ich 

ein fröhliches Verrichten 

Und Mut zur Kraft 

zur Arbeit früh und spat." 

 

Wem das zu salbungsvoll ist, kann es auch mit unserer Bezirkssprecherin halten, die eine nüchternere Ein-
stellung zum Ehrenamt vertritt:  
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"Das Motto (für unsere AI-Arbeit) sollte lauten: Was passiert, ist gut, was nicht passiert, passiert eben nicht. Auch die 

ehrenamtliche Tätigkeit soll Spaß machen. Wer zuviel macht, läuft Gefahr, sich zu verbrennen. Das nützt niemandem." 

 

Damit, glaube ich, kann man die "alten Hasen" trösten und die neuen Hasen ermutigen, in die Gruppe einzu-
steigen.  
 
Und damit auf zum "etwas anderen Jahresrückblick", dessen Abfassung nicht immer "ein fröhliches Verrich-
ten" ist. Zur Auflockerung der Stimmung haben wir jedem Monat einen Vers aus Erich Kästners "Die 13 Mo-
nate" vorangestellt. 
 
 

2. Der (etwas) andere Jahresrückblick 
 
 

Januar 2012 
 

"Die Wolken bringen Schnee aus fremden Ländern. 

Und niemand hält sie auf und fordert Zoll. 

Silvester hörte man's auf allen Sendern, 

daß sich auch unterm Himmel manches ändern 

und, außer uns, viel besser werden soll." 

 

Fangen wir mit dem "besser werden" an. In Malaysia, heuer Themenland des Weltgebetstags der Frauen, 
wurde der Oppositionsführer Anwar Ibrahim nach einem "politisch motivierten und von Unregelmäßigkeiten 
durchzogenen Verfahren" (und zu seiner eigenen Überraschung!) vom Vorwurf der Homosexualität freige-
sprochen. Zur Mitternachtsmesse der koptischen Christen in Kairo kamen neben einigen Generälen auch 
Repräsentanten der Muslimbrüder. Und selbst die Salafisten, die schon mehrfach gegen "unislamische Um-
triebe" gewettert hatten, kündigten an, sich am Schutz von (christlichen) Kirchen zu beteiligen.  
 

 

Erfreuliche Nachrichten kommen auch aus einem Land, 
das "im Westen lange Zeit als hoffnungsloser Fall galt", 
aus Myanmar/Burma. Dort wurden 650 Regimegegner 
freigelassen, eine Maßnahme, die von AI als "großer 
Schritt nach vorne" bezeichnet wurde. Es soll allerdings 
nicht verschwiegen werden, dass sich das Regime noch 
"einige Trümpfe in der Hinterhand" behielt, sprich, noch 
einige Hunderte von politischen Gefangenen inhaftiert 
sind.  
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Die USA planen die Aufnahme diplomatischer Beziehungen zu Myanmar, aber das war schon (fast) die ein-
zige positive Nachricht, die es vom "Lande der Freien" zu vermelden gab. "Obamas Sündenfall" und "Oba-
mas Schande" betitelten deutsche Zeitungen die Unterschrift des Präsidenten unter ein Gesetz, das es dem 
Militär erlaubt, Terrorverdächtige unbegrenzt, ohne Anklage und richterliche Anhörung einzusperren ï außer 
es handle sich um amerikanische Bürger, und das  
- obwohl Obama 2009 als erste Amtshandlung angekündigt hatte, Guantánamo innerhalb von 12 Monaten 
zu schließen; 
- obwohl inzwischen namhafte Generäle und Geheimdienstler der Meinung sind, das "System Guantánamo" 
bedeute "einen schweren Rückschlag für die Terrorbekämpfung", da es "Beschuldigte nicht zu Kooperation 
motiviere"; 
- obwohl der ehemalige Verteidigungsminister (mit dem sprechenden Namen) Rumsfeld bei einem Rund-
gang durch das Gefangenenlager der Feststellung zugestimmt haben soll, dass die meisten Häftlinge nicht 
"zu den allerschlimmsten Terrorkämpfern" zählten. 
 
Und es geht (un)lustig weiter. Mit "überchristlicher Barmherzigkeit", die den unbelasteten Häftlingen in Gua-
ntánamo bisher vorbehalten bleibt, ist ein amerikanisches Militärgericht mit dem Sergeanten Frank Wuterich 
umgesprungen. Auch der hatte seinem Namen alle Ehre gemacht, als er im November 2005 in einer Rache-
aktion für einen getöteten Kameraden den Befehl gab, "Erst schießen, dann fragen!" und damit in der iraki-
schen Stadt Haditha ein Blutbad auslöste, dem 24 Zivilisten, darunter sieben Kinder, zum Opfer fielen. Der 
Sergeant erhielt "wegen Pflichtverletzung im Dienst" (der besagte Befehl ist nach amerikanischem Wehr-
recht illegal) zu einer Haftstrafe von drei Monaten verurteilt (die er nicht antreten musste) und wurde zum 
einfachen Gefreiten degradiert, aber ohne dass sein Sold gekürzt wurde. Damit kann man leben ï und töten. 
 
Bevor Sie jetzt die USA endgültig zum Schurkenstaat degradieren, tut es Not, das düstere Bild etwas aufzu-
hellen. Im Indischen Ozean befreite die US-Marine 13 ausgehungerte iranische Fischer aus der Gewalt so-
malischer Piraten. "Es ist, als ob Euch Gott geschickt hat", zitierte die New York Times einen der geretteten 
Männer. Die Aktion wurde von der Navy weidlich ausgeschlachtet, denn so häufig kommt es derzeit nun 
auch wieder nicht vor, dass Amerikaner von Iranern als Gesandte Gottes erlebt werden. Wir bringen das 
Gruppenfoto mit Abwandlung des Brecht-Zitates: "Oft geht es anders, doch so geht es auch." 

 

 
 

Ein blutiges Wochenende wurde aus Nigeria gemeldet. Bei Angriffen der islamistischen Sekte Boko Haram 
auf Polizeistationen und Kirchen kamen etwa 200 Personen ums Leben. Der Name der Sekte ist Programm; 
übersetzt heißt er in etwa: "Westliche Bildung ist verboten." Und dazu rechnet die Sekte auch das Christen-
tum. Ein Leitartikel der SZ, der pflicht- und wahrheitsgemäß auch die Verfehlungen der Christen in der Ver-
gangenheit benannt hat, kam zu dem eindeutigen Schluss: 
 
"Keine Religion ist weltweit derart der Gewalt und der Diskriminierung ausgesetzt wie das Christentum. Hier gibt es 

auch kein Gleichgewicht des Schreckens: Es gibt nun einmal keine Nachricht darüber, dass eine radikale Christen-

gruppe namens 'Tod den Ungläubigen' Sprengstoff in Autos geladen und Hunderte von Menschen in die Luft gesprengt 

hätte." 
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Das anrührendste Foto des Monats kam aus Bahrain. Es zeigte einmal mehr den Wunsch der Menschen, 
"dass sich auch unterm Himmel etwas ändern soll". 
 

 
 
 

Februar 2012 
 

"Unsere Orden sind Attrappe.  

Bunter Schnee ist aus Papier.  

Unsere Nasen sind aus Pappe 

Und aus welchem Stoff sind wir?" 

 

Mit dem "bunten Schnee aus Papier" sind wohl die Konfetti gemeint, die, so nicht wasserlöslich, noch im 
Hochsommer an die Faschingszüge erinnern. Und sie sind noch am ehesten geeignet, eine holprige Überlei-
tung zum Geschehen im Februar zu liefern. Da gab es einige Ereignisse, wo man statt Konfetti besser 
Stinkbomben geworfen hätte. Die erste Stinkbombe hätte sich Malaysia verdient, das den saudi-arabischen 
Blogger Hamsa Kaschgari an sein (ölreiches) Heimatland ausgeliefert hat, obwohl ihm dort die Todesstrafe 
wegen Blasphemie droht. Kaschgari hatte wie folgt mit seinem Propheten getwittert: "An Deinem Geburtstag 
werde ich sagen, dass ich den Rebellen in Dir geliebt habe, dass Du mir immer eine Quelle der Inspiration 
warst, aber dass ich Deinen göttlichen Heiligenschein nicht mag. Ich werde nicht für dich beten." Mohammed 
wird diese Weigerung mit Sicherheit verschmerzen können, die Saudis nicht. Malaysia wird im März The-
menland des diesjährigen Weltgebetstags der Frauen sein, und das Land hat das Gebet bitter nötig. 
 
In Afghanistan wurden weder Konfetti noch Stinkbomben geworfen, sondern ein Brandbeschleuniger gezün-
det. Zum Sündenregister amerikanischer Soldaten, auf dem nächtliche Hausdurchsuchungen, Luftangriffe 
auf Hochzeitsgesellschaften und ein "Kill Team", das auf tote Taliban urinierte, verzeichnet sind, gesellte 
sich jetzt noch eine Koranverbrennung. Obwohl die Verbrennung (angeblich) ein Versehen war und sich 
Präsident und Oberbefehlshaber dafür wortreich entschuldigten, kam es zu wütenden Demonstrationen, die 
30 Todesopfer forderten. Dass der afghanische Religionsrat "Vorsatz" unterstellte und die amerikanischen 
Republikaner Obama als "Sorry-Präsident" verspotteten, hat auch nicht gerade zur Entspannung beigetra-
gen. 
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Ohne den Vorgang verharmlosen zu wollen, sei doch ein kleiner Nachtrag erlaubt: Es ist gut, dass eine Bi-
belverbrennung in christlichen Ländern, vom "Bibelgürtel" in den USA vielleicht einmal abgesehen, heutzu-
tage zwar nicht mit Applaus aber doch ohne Gewalt aufgenommen würde. Die Zeiten der Autodafés gegen 
Häretiker sind bei uns vorbei. 
 
Freundlich empfangen wurde Angela Merkel bei ihrem Staatsbesuch in Peking. Die Gespräche zwischen 
den Delegationen "waren so vertrauensvoll wie nie zuvor" -und werden das nächste Mal wohl gleich in eine 
gemischte Sauna verlegt. Und Ministerpräsident Wen Jiabao machte mit der Kanzlerin sogar einen Ausflug 
"ins drei Flugstunden entfernte Kanton". In den Konfettiregen aber mischten sich einige scharfkantige Hagel-
körner. Der chinesische Anwalt Mo Shaoping war zwar zum Empfang der deutschen Botschaft eingeladen, 
wurde aber für die Dauer des Empfangs in seinem Büro festgesetzt, um "die soziale Stabilität des Landes" 
nicht zu gefährden. Und als Frau Merkel eine kritische Zeitung besuchen wollte, war Wen Jiabao nicht von 
der Partie. Ganz im Gegenteil: Der Besuch wurde von den Behörden unterbunden. Dass die deutsche Dele-
gation der Regierung in Peking eine Liste mit einem Dutzend Namen verfolgter Chinesen überreicht und die 
"deutliche Bitte" ausgesprochen hat, die Fälle wohlwollend zu prüfen, kann man im Nachhinein nach diesen 
"Schikanen" durchaus als kleine Retourkutsche werten. Eine Karikatur, die Frau Merkel an einem Heizkessel 
zeigt, wie sie Euro und Menschenrechte gleichzeitig verbrennt, war offensichtlich schon vor ihrer Pekingreise 
angefertigt worden.  
 
Von China geht's, wie schon öfter bei unseren Berichten, geradewegs in die USA. Dort wurde einem Militär-
gericht die Anklagepunkte gegen Bradley Mannings zugestellt, der Wikileaks (angeblich) mehr als 700 000 
Dokumente über den US-Einsatz im Irak zugespielt hatte. Was hat denn der im Irak sonst noch getan? Man 
wirft ihm "Unterstützung des Feindes" und andere Delikte vor, die ihm eine lebenslängliche Haftstrafe eintra-
gen könnten. Um alles absitzen zu können, müsste er mindestens zwei Leben haben, denn in der Addition 
beliefe sich das mögliche Strafmaß auf 150 Jahre. Sauer auf ihn ist man aber nicht nur wegen der Weiterga-
be militärischer Daten, sondern auch weil er Kriegsverbrechen unter dem Teppich hervorgekehrt hat, und 
dazu gab es in der SZ einen deutlichen Kommentar:  
 
"Angeklagt sind natürlich nicht die Kriegsverbrechen (und Kriegsverbrecher!), die aus den von ihm weitergegebenen 

Materialien ersichtlich waren; angeklagt ist das Verbrechen ihrer öffentlichen Aufdeckung. Der Aufdecker muss froh 

sein, dass ihm nicht die Todesstrafe, sondern nur lebenslänglich droht." 

 
Auf Englisch heißt ein solcher Aufdecker "whistleblower", aber wer tatsächlich ausgepfiffen werden sollte, sei 
einmal dahingestellt. 
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Verlassen wir den Fasching und stellen wir uns dem Aschermittwoch ï mit einer Verspätung von zwei Ta-
gen, den vorher war das Kasperltheater des politischen Aschermittwochs zu überstehen. In einer Feierstun-
de gedachte die Politprominenz in unser aller Namen der Opfer des "Nationalsozialistischen Untergrun-
des/NSU". Die Kanzlerin sprach von einer "Schande für unser Land" und stellte als "besonders beklem-
mend" heraus, dass die Angehörigen jahrelang unter falschen Verdächtigungen der Ermittler leiden muss-
ten. Semiya Simsek, Tochter eines der Opfer, sorgte für den bedrückendsten Moment der Feierstunde, als 
sie anfragte, ob sie, in Deutschland geboren, "hier zuhause sei, in einem Land, wo es Menschen gibt, die 
mich hier nicht haben wollen und die zu Mördern werden, nur weil meine Eltern aus einem fremden Land 
stammen". 

 

 
 

Während Politik und Mehrheitsgesellschaft in Sack und Asche gingen, witterte die rechte Szene in Franken 
und Niederbayern Morgenluft. Eine Kundgebung in Landshut, Versuche des "Freien Netzes Süd" in Hals-
bach/Altötting sich in einer Dorfwirtschaft einzunisten und ein Brandanschlag auf das Auto eines Nazigeg-
ners in Fürth bestätigen die lapidare Aussage des "Merkur": "Die Taten der Zwickauer Nazi-Serienmörder 
scheinen für die bayerische Szene sogar Ansporn zu sein". Ansporn waren die Nazi-Auftritte gottlob auch für 
die Normalbevölkerung. Zu einer spontan einberufenen Gegendemonstration in Halsbach trommelte der 
Bürgermeister immerhin 200 der gemeldeten 900 Bewohner zusammen. 
 
Von der (leider) verflossenen Biermºsl Blasn stammt die ber¿hmte und variable Nummer: "é, wie reimt sich 
das zusamm'?" Unser Vorschlag: "Argentinien ï Fußball ï Ukraine". Hier der mutmaßliche ("mutmaßlich" 
weil die genaue Chronologie umstritten ist) Sachverhalt, die Liedfassung müssen Sie sich selber reimen. In 
Argentinien war 1978, zur Zeit der Militärdiktatur, Fußballweltmeisterschaft, und der Gastgeber benötigte 
einen Kantersieg gegen Peru, um ins Finale vorzustoßen. Das Spiel endete 6:0 für Argentinien, aber jetzt 
sind Kronzeugen aufgetaucht, die behaupten, dass das Ergebnis nicht nur ein Versagen der peruanischen 
Defensive war. Im Zuge der Amtshilfe gegen unliebsame Dissidenten hätten die beiden Regierungen verein-
bart, Argentinien solle im Gegenzug für ein "Entgegenkommen" auf dem Fußballplatz zwölf peruanische 
Oppositionelle entführen und liquidieren. Argentinien wurde Weltmeister, aber zur "Gegenleistung" kam es 
nicht, weil ein Journalist die Landung des Flugzeuges mit den entführten Peruanern an Bord fotografierte.  
 
Und jetzt zum dritten Teil des Puzzles ï die Ukraine. Dort findet doch heuer, im Verbund mit Polen, die Fuß-
balleuropameisterschaft statt. Und dort sitzen doch Julia Timoschenko und andere Regimegegner hinter 
Schloss und Riegel. Wie wäre es, wenn Deutschland der Ukraine zum Einzug ins Finale verhülfe und dafür 
die Überstellung Timoschenkos nach Deutschland bekäme? Ein Versprechen, sie zu liquidieren, würden wir 
natürlich nicht abgeben ï ganz im Gegenteil! 
 
"Herr Kästner, wo bleibt das Positive?" hat sich der bekannte Schriftsteller in einem Gedicht einmal selber 
gefragt. Hier kommt es: Der Europäische Gerichtshof für Menschenrechte hat verfügt, dass Italien (und da-
mit wohl auch andere "Frontstaaten") Flüchtlinge nicht mehr auf hoher See abweisen und in ein unsicheres 
Herkunftsland, z.B. Libyen, zurückbringen darf. Man hätte zu prüfen, ob die Flüchtlinge darauf hingewiesen 
wurden, dass sie Asyl beantragen können und ob Schutzbedürftige an Bord seien, die bei einer Weiterver-
schiebung von Libyen in ihr Heimatland Gefahren für Leib und Leben ausgesetzt seien. In Eritrea beispiels-
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weise werden rückgeführte Flüchtlinge inhaftiert und gefoltert, weil sie ohne Erlaubnis das Land verlassen 
haben. Den meisten der 24 Kläger hat die Entscheidung aus Strassburg nicht mehr geholfen. 16 sind wäh-
rend der Revolution in Libyen verschollen, zwei sind unter ungeklärten Umständen verstorben. Da das Urteil 
die europäische Grenzschutzpraxis grundlegend verändern könnte, kann man sich vorstellen, dass die Poli-
tik schon an einer Strategie feilt, um die Entscheidung der Richter zu unterlaufen. Wahrscheinlich wird man 
"Standgerichte" auf den Frontex-Schiffen installieren, die im Eilverfahren über die Asylanträge entscheiden 
können. 
 
Zu begrüßen ist auch die Unterzeichnung des Zusatzprotokolls zur UN-Kinderkonvention. Kinder, deren 
grundlegende Menschenrechte verletzt werden, beispielsweise durch sexuellen Missbrauch, Rekrutierung 
zum Kindersoldaten, Verelendung in Slumzonen ï und die vor den Gerichten ihrer eigenen Länder kein Ge-
hör finden, sollen ein Klagerecht vor der UN erhalten. Damit könnte ein altes Sprichwort einen neuen Sinn 
bekommen: "Wo ein Kläger, da ein Richter!" Nur, ist zu befürchten, wie soll ein Opfer zur UN finden? 
 
Aber "Aufgeben gilt nicht" war auch ein Artikel in der "Zeit" überschrieben, der von einer Polizeireporterin in 
Ciudad Juárez/Mexiko, eine der Mordhauptstädte der Welt, verfasst wurde. Sie heißt Luz Sosa, berichtet 
täglich von den Opfern der Verbrechersyndikate, kritisiert aber auch Polizei und Behörden, die unfähig und 
korrupt sind und die Arbeit der Journalisten hintertreiben. "In meiner Stadt herrscht ein schreckliches Chaos, 
und ich befinde mich mittendrin." Sie berichtet aber auch von den Initiativen und Projekten der Menschen, 
die ihre Stadt noch nicht aufgegeben haben und schließt mit einem Satz, der auch für unsere AI-Arbeit gilt: 
"Wir haben noch einen weiten Weg vor uns, aber wir gehen ihn mit kleinen, festen Schritten." Darin bestärkt 
hat uns eine Nachricht aus Ägypten: Der Blogger Maikel Nabil Sanad/Ägypten wurde nach sechs Monaten 
Haft freigelassen und bedankte sich bei "allen ï für jeden einzelnen Schritt, den ihr für meine Freiheit ge-
gangen seid". Nun, unser Schritt war ungefährlich. Er bestand in der Unterschrift bei einer Online-Aktion.  
 
Jetzt ist der kürzeste Monat des Jahres doch recht lang geworden, und dabei haben wir die Frage aus Käst-
ners Februargedicht noch gar nicht beantwortet. "Aus welchem Stoff sind wir denn?" Nun, wir sind mutig und 
feige, listig und unbedarft, freimütig und hinterfotzig, mitfühlend und rücksichtslos, das Leben bejahend und 
das Leben verneinend ï kurz: "Wir sind aus solchem Stoff wie (Alp)Träume sind." (Shakespeare, "Der 
Sturm") 
 

 
 

Arabiens Pietà 
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März 2012 
 

"Springflut und Havarie, 

Sturm und Lawinen, - 

gibt es denn niemals Ruh 

drunten bei ihnen?" 

 

"Drunten bei ihnen", das ist bei uns auf der Erde. Und unruhig bis stürmisch war es auch wieder im März ï 
vom Fernen Osten Tibet bis zum Wilden Westen/Süden USA. 
 
- Tibet: In Tibet (und Indien) hat die Zahl der Selbstverbrennungen derart zugenommen, dass chinesische 
Soldaten bereits mit Feuerlöschern ausgerüstet sind. 
- Afghanistan/Frankreich: In Afghanistan und Südfrankreich haben Attentäter zugeschlagen, der eine in der 
Uniform einer amerikanischen Spezialeinheit, der andere ein selbsternannter El-Kaida Terrorist (beide wohl 
verwirrt im Geiste aber kaltblütig in der "Vollstreckung"). 
- Iran/Israel: Zwischen dem Iran und Israel probt man weiterhin den Tanz entlang der "roten Linie" ï Wie weit 
bist du mit der Atombombe? Wie stark sind deine Bunker brechenden Waffen? 

 
 

 
 

- Syrien: In Syrien läuft das alte Wechselspiel zwischen Friedensplänen und Panzereinsätzen. 
- USA: In Florida hat ein weißer Hobby-Polizist einen schwarzen Jugendlichen erschossen, möglicherweise 
weil er ihn mit seinem schwarzen Kapuzenpulli für ein Mitglied des Ku-Klux-Klan hielt. (Das Wissen. dass der 
Klan weiß gekleidet war, kann man in einem Staat wie Florida, wo es Ärzten untersagt ist, auf die Gefahren 
des häuslichen Waffenbesitzes hinzuweisen, nicht mehr ohne weiteres voraussetzen.) Immerhin wurde 
sechs Wochen nach der Tat endlich Anklage erhoben, leider nur gegen den Todesschützen und nicht auch 
gleich gegen die NRA/Nationaler Gewehrfreak Verband. 
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Stellvertretend für die Kinder und den Jugendlichen, die in Afghanistan, Südfrankreich und Florida erschos-
sen wurden, das Bild des tibetanischen Kindes, das auch deshalb so groß ist, weil die Hoffnung, dieses ge-
plagte Land möge seinen Frieden finden, so klein ist. 

 

 
 

Auf halber Strecke zwischen Tibet und Florida käme, in etwa, Bayern zu liegen. Und aus dem Lande, das 
"Gott mit uns" schon in seiner Hymne mit sich führt, kommen eine schlechte und eine gute Nachricht. Wir 
sind, Gnade uns Gott, zu einem Rückzugsgebiet für Rechtsextremisten geworden und beherbergen fast ein 
Viertel (38) aller in Deutschland zur Fahndung ausgeschriebenen Neonazis. "Das Boot ist voll", kann man da 
nur sagen. Das hat aber, Gott sei Dank, zur Folge, dass der Verfassungsschutz sich stärker nach rechts 
orientieren muss und Gruppierungen wie die Islamische Gemeinde Penzberg endlich in Ruhe lässt. Und, 
wer weiß, vielleicht kommt es bald zu einem Treffen zwischen Innenminister Herrmann und Imam Idriz, wo 
man sich mit "Salaam, Herr Minister" und "Grüß Gott, Herr Imam" begrüßt?  
 
An die Echternacher Springprozession ("Drei vor, zwei zurück" ï oder manchmal auch umgekehrt) fühlt man 
sich erinnert, wenn man die Schlagzeilen zur Todesstrafe aneinanderreiht: "Iran hebt "Todesurteil auf", "670 
Hinrichtungen im Iran", "Todesurteile vollstreckt", "Todesstrafe auf dem Rückzug", "Zahl der Exekutionen 
steigt", "Todesurteile in Japan". 
 
"Vollstreckt" wurde in Weißrussland, dem einzigen Land in Europa, das die Todesstrafe beibehalten hat. Und 
hingerichtet wurden die zwei Metromörder, an deren Schuld massive Zweifel bestanden. "Entlastungszeu-
gen seien zum Schweigen gebracht oder nicht zugelassen worden, und die Geständnisse seien unter Folter 
entstanden" ï so die SZ. Vom Präsidenten Lukaschenko gibt es übrigen den denkwürdigen Ausspruch über 
Guido Westerwelle: "Lieber bin ich ein Diktator als schwul." Uns ist, ehrlich gesagt, der Guido lieber! 
 
Der vermeintliche Widerspruch bezüglich der Hinrichtungszahlen ist leicht zu erklären. Die Zahl der Staaten, 
die die Todesstrafe vollstrecken, nimmt ab, während die Anzahl der Hinrichtungen in den Killer-Staaten 
(China, Iran, Saudi-Arabien) zunimmt. Man muss doch den "Softies" etwas entgegensetzen. Auch unsere 
griffige "Erfolgsmeldung" ï 1977 hatten nur 18 Staaten die Todesstrafe abgeschafft, 2009 wird sie nur mehr 
in 18 Staaten vollstreckt ï müssen wir leider nach oben korrigieren. Im Jahre 2011 wurde in 20 Staaten hin-
gerichtet. 
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Am 8. März war Internationaler Tag für die Rechte der Frau. Bis Afghanistan ist das nicht vorgedrungen. Dort 
hat Human Rights Watch festgestellt, dass etwa 400 Frauen und Mädchen wegen "Sittenverbrechen" in Haft 
sind ï und tatsächlich sind die Delikte "ehrenrührig": Die Frauen sind vor Zwangsheiraten oder häuslicher 
Gewalt geflohen oder wurden vergewaltigt und zur Prostitution gezwungen. Natürlich gehören diese Taten 
bestraft, aber im Gefängnis hocken die Opfer nicht die Täter. Wenn so etwas schon unter Karsai passiert, 
möchte man sich gar nicht ausmalen, was ihnen unter den Taliban blühen würde. 
 
Probleme haben Frauen auch bei uns in Deutschland, und dass wir diese Probleme in Form einer Karikatur 
darstellen, soll beileibe nicht heißen, dass wir sie nicht ernst nehmen. 
 

 

 
 

Eigentlich gehörte der Lukaschenko ja auch vor den Kadi in Den Haag. Solange jedoch der große Bruder in 
Moskau seine Hand über ihn hält, wird er sich halten. Jetzt überlegt man, ob man dem Land die Eishockey-
WM 2014 entziehen sollte. Aber der Sport ist vor der Politik fast immer eingeknickt. Das hat man schon 2008 
auf der Olympiade in Peking erlebt, wo es statt "Gold für Menschenrechte" nachher "Gitter für Menschen-
rechtler" gab. 
 
Erwischt hat es einen anderen "Lu". Der Weltgerichtshof hat den kongolesischen Milizenchef Thomas Luba-
nga wegen des Einsatzes von Kindersoldaten schuldig gesprochen. Lubanga hatte seine "kleinen Soldaten" 
als Waisen bezeichnet, um die er sich kümmere. In Ausübung seiner Sorgepflicht hat er die Buben zum 
Plündern und Morden "angelernt" und die Mädchen zu Sexsklavinnen "ausgebildet". AI hat diesen Schuld-
spruch euphorisch begrüßt ï "Ein Meilenstein in der internationalen Rechtsprechung" ï die SZ hat deutlich 
auf die Defizite des Verfahrens hingewiesen: Lubanga wurde der Rekrutierung von Kindersoldaten ange-
klagt, weil man ihm seine schwereren Verstöße, Massenerschießungen und Massenvergewaltigungen, nicht 
nachweisen konnte. Und sein Stellvertreter, der ähnliche Schandtaten auf dem Kerbholz hat, ist heute kon-
golesischer General, auf den Den Haag wohl noch lange warten kann. 
 
Von Guido Westerwelle und von (erfolglosen) Versuchen, mediale Großereignisse als Hebel zur Verbesse-
rung der Menschenrechtslage zu nutzen war in diesem Monat schon einmal die Rede. Diesen Hebel beherzt 
anzusetzen, hatte sich Markus Löning, der Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung, vorgenom-
men. Sie kennen ja alle diesen Musikwettbewerb, wegen dem das "Wort zum Sonntag" immer erst mit deut-
licher Verspätung verkündet werden kann. Diese Lärmbelästigung soll heuer in Baku/Aserbaidschan stattfin-
den, weil die letztjährigen Sieger aus diesem Lande stammen. Markus Löning hatte angemahnt, dass vor 
dem Gesang alle politischen Gefangenen freigelassen werden sollten. Er tat dies in deutlichen Worten: 
 
"Es fällt schwer, fröhlich und unbeschwert zu singen, wenn ein paar Kilometer weiter Menschen im Gefängnis sitzen, 

weil sie über Facebook zu einer Demonstration aufgerufen haben." 
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Und dann begleitet er auch noch unseren Außenminister (und seinen Parteifreund) auf dem Staatsbesuch! 
Baku hat sehr ungnädig reagiert, und beim Abendessen für die deutsche Delegation hat für Löning die 
Tischkarte gefehlt. Guido hingegen hat in der Pressekonferenz das Wort Menschenrechte kein einziges Mal 
erwähnt. Das hat er dann doch wieder mit Lukaschenko gemeinsam. Die diesjährigen Sieger haben übri-
gens mit dem Lied "Running scared" gewonnen. Ob Markus Löning auch "erschreckt davongelaufen" ist, 
wissen wir nicht. Er ist jedenfalls wieder heil nach Deutschland zurückgekommen.  
 
Am letzten Beispiel ersehen Sie, dass wir die Katastrophenliste des Märzgedichts zu Genüge abgearbeitet 
haben. Wir wollen uns Frühlingslüfte um die Nase wehen lassen. In der Türkei wurden die Journalisten Ah-
met Sik und Nedim Sener nach 375 Tagen Untersuchungshaft entlassen. Man hatte ihnen vorgeworfen, die 
aus Ex-Militärs bestehende Terrororganisation Ergenekon unterstützt zu haben, obwohl die beiden Männer 
selbst entscheidend dazu beigetragen hatten, das Verfahren gegen die Gruppe überhaupt ins Rollen zu 
bringen. Den beiden Journalisten droht immer noch der Prozess, aber Sik gab sich bei der Entlassung un-
gebrochen. Er werde erst ruhen, wenn die Richter, die ihn ins Gefängnis geschickt hätten, selbst hinter 
Schloss und Riegel säßen. 
 
Ein (Frühlings) "Wind des Wandels" weht weiterhin durch Myanmar. Aung San Suu Kyi, eine der Hoffnungs-
trägerinnen der Menschheit, darf zu den Nachwahlen für das Parlament antreten ï und siegt triumphal. Nyi 
Nyi Oo, einer ihrer Wahlkampfhelfer, der genau die Hälfte seines Lebens ï 22 Jahre und drei Monate ï im 
Gefängnis verbracht hat, betreibt die Vergangenheitsbewältigung auf seine Art: "Wenn man eine Nation neu 
aufbauen will, ist darin kein Platz für Hass." 
 
Und damit sind wir bei den "Liebesgrüßen aus Tel Aviv" angelangt. "Israel liebt Iran", haben Ronny Edry und 
Michal Tamir über Facebook ins Internet gestellt. Sie wollten eine Gegenmeinung mobilisieren, die den 
Kriegstreibern auf beiden Seiten den Wunsch der Völker nach Frieden vorhalten sollten. Und die Reaktion 
war überwältigend. Auch aus dem Iran kam Zustimmung ï trotz Internetblockade und deshalb meistens 
anonym. Die "Zeit" schrieb dazu prägnant aber von der Wortwahl her reichlich deplaziert: "Vielleicht brau-
chen Ahmadinedschad und Netanjahu genau das: einen Shitstorm voller Liebe." 
 

 
 
 

April 2012 
 
 

"Der Mond in seiner goldenen Jacke 

versteckt sich hinter dem Wolken-Store. 

Der Ärmste hat links eine dicke Backe 

und kommt sich ein bisschen lächerlich vor.  

Auch diesmal ist es dem März geglückt: 

Er hat ihn in den April geschickt. " 

 

Wir müssen, es sei zugegeben, Erich Kästner etwas Gewalt antun, um sein Aprilgedicht in Richtung April-
wirklichkeit zu verbiegen. Bei der "dicken Backe" fällt einem natürlich gleich Günter Grass ein, der für sein 
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Gedicht "Was gesagt werden muss" zuhause heftige Prügel bezogen hat und von der israelischen Regie-
rung mit einem Einreiseverbot belegt wurde. In dem Gedicht, das von echter Lyrik so weit entfernt ist, wie die 
iranischen Atomanlagen von den israelischen Flugplätzen, hat er einiges gesagt, was gesagt werden darf, 
und einiges, was er besser (so) nicht gesagt haben sollte. Natürlich darf man sagen, dass Israel Atommacht 
ist und dass man einen "Erstschlag auf Vermutung" ablehnt. Ob es aber "die Atommacht Israel ist, die den 
Weltfrieden gefährdet", ist nicht "mit letzter Tinte" sondern mit der falschen Feder geschrieben. Was aber zur 
Teilrehabilitierung von Grass auch gesagt werden muss, hat Johano Strasser, der Vorsitzende des deut-
schen P.E.N.-Zentrums, auf den Punkt gebracht: "Kritik an der Politik der israelischen Regierung ist natürlich 
kein Antisemitismus." Und hinzufügen möchte man noch: "Welch glückliches Land! Wo man sich wegen 
eines Gedichtes die Haare ausrauft!" 
 
Da sollte man sich doch ein Beispiel an Sebastian Vettel nehmen, der nicht nur auf der Rennbahn weiß, wo 
es letzten Endes lang geht. Der leidigen Boykottaufrufe gegen das Formel 1 Rennen in Bahrain überdrüssig, 
soll er seine Sehnsucht zum Ausdruck gebracht haben, endlich in sein Auto steigen zu können und sich "mit 
den Dingen zu befassen, auf die es wirklich ankommt ï Reifentemperaturen". Einigen von uns mag eine 
solche Äußerung "ein bisschen lächerlich" vorkommen, für die Frau auf dem Foto war es Verhöhnung pur. 
Sie wird es wohl nie in die Pole-Position schaffen, aber wir hätten sie gerne als Chefmechanikerin beim Bo-
xenstopp von Sebastian Vettel gesehen. 
  

 
 

Am Tag, so die SZ, "an dem die Formel 1 Bahrain grünes Licht signalisierte, legte Amnesty International einen er-

nüchternden Bericht zur Lage in dem Land vor. Die versprochenen Reformen würden nur bruchstückhaft umgesetzt, 

und noch immer wende die Staatsgewalt unverhältnismäßige Gewalt gegen Demonstranten an". Als Bernie Ecclesto-
ne, der Vermarkter des Formel 1 Spektakels dann noch davon sprach, dass alles "ruhig und friedlich" sei, 
fühlten wir uns mehr als nur "in den April geschickt". 
 
Der Boykott von Großereignissen war auch im April ein beherrschendes Thema der Berichterstattung, und 
man war sich nicht einig, ob "Spiele" aller Arten ein Regime aufwerten würden oder eine Chance böten, De-
fizite bei den Menschenrechten anzumahnen. Eine Verlegung der Fußball-EM aus der Ukraine würde, im 
Unterschied zum Autorennen in Bahrain, auch das Volk treffen, aber wie wäre es, wenn die Sportler mit ei-
nem "I love Julia Timoschenko" Trikot einlaufen würden? Ob die Solidarität mit der Politikerin bei den deut-
schen Fans allerdings so weit gehen würde, dass sie beim Eröffnungsspiel gegen die Niederlande orange 
Schals (die Symbole der "orangenfarbenen Revolution" von 2004) tragen würden, wurde nicht nur in der 
"Heute Show" mit Fug und Recht bezweifelt.  
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Also was tun? Die Fußballer sollen ruhig hinfahren, und die Politiker sollen zuhause bleiben. Da gibt's auch 
was zu tun. 
 

 
 

Janukowitsch allein zuhaus 
 

Aus Weißrussland, wo, wie erwähnt, die Eishockey WM von 2014 stattfinden soll und das sich verschärften 
Sanktionen der EU gegenübersieht, erschallen nach den Genickschüssen vom März die Friedensschalmei-
en. Einem Gnadengesuch der inhaftierten Regimekritiker Sannikow und Bondarenko wurde huldvoll stattge-
geben. 
 
Einen Aprilscherz der harmloseren Art hat sich die Polizei in einer Kleinstadt in Georgia/USA geleistet. Ein 
Mädchen hatte im Direktorat ihrer Schule zu randalieren begonnen und wurde von der Polizei vorschriftsmä-
ßig abgeführt, die Arme mit Handschellen auf dem Rücken gefesselt. Das Mädchen war sechs Jahre alt. 
Dazu passend eine Meldung aus Florida/USA. Da wurde ein eineinhalbjähriges Mädchen "aus dem Flug-
zeug geworfen". Gott sei Dank, ist die Meldung nicht wörtlich zu nehmen: Die Kleine durfte halt nicht mitflie-
gen, weil ihr Name auf einer Liste von mutmaßlichen Terroristen stand. Im Juni ist dann ein Plan aufgeflo-
gen, bei dem ein Terrorist (und Doppelagent) den Sprengstoff in der Unterhose transportieren wollte ï und 
von der Unterhose zur Windel ist es tatsächlich nur mehr ein Katzensprung. 
 
Die Zurückweisung des Mädchens, deren Mutter verschleiert war, war angeblich auf eine Computerpanne 
zurückzuführen, und von der "Panne" zum "Vergehen" werden die Wege auch immer kürzer. Als in Em-
den/Deutschland ein mutmaßlicher Kindermörder festgenommen wurde, haben sich auch die sozialen Netz-
werke eingeschaltet ï aber eher auf unsoziale Art. Die SZ kommentierte: "Die Digital-Gestapo verbreitete Na-

men und Anschrift des Tatverdächtigen und lud Fotos jenes Hauses hoch, in dem der junge Mann wohnte." Zur Lynch-
party vor der Polizeistation erschienen immerhin 45 Leute. Zum "Strafvollzug" ist es nicht gekommen, sonst 
hätte man die Grabinschrift eines gewissen George Johnson übernehmen müssen, der in Tombstone 
/Arizona (unschuldig) einem Lynchkommando zum Opfer fiel. Da steht nämlich. "Er hatte Recht, wir nicht, 
aber wir haben ihn trotzdem aufgehängt." Im Mai wurde ein Facebook-Sheriff zu zwei Wochen Jugendarrest 
verurteilt. Seinen Aufruf "zu den Bullen zu gehen und das Schwein totzuhauen", hat er bedauert. 
 
Mit der klaren Unterscheidung zwischen Gut und Böse etwas härter tun wir uns im Falle der Hochspringerin 
(und Polizistin) Ariane Friedrich. Sie hatte von einem Stalker eine obszöne Mail bekommen und hatte diese 
Mail zusammen mit dem vollen Namen und Wohnort des Mannes auf ihrer Facebook-Seite veröffentlicht. Da 
brach der Shitstorm los, wohlgemerkt nicht gegen den Stalker, sondern gegen das Opfer. Ob sie etwa wie-
der den Pranger des Mittelalters einführen wollte? Nun, gegen Bloßstellung am Pranger sind wir natürlich 
(prinzipiell) auch, aber die Frage muss schon erlaubt sein, ob zuerst die Henne da war oder das (Ku-
ckucks)Ei. Der Staatsanwalt führt ein Ermittlungsverfahren gegen den Stalker, aber bei Friedrichs Diensther-
ren, der hessischen Polizei, prüft man "ob ein Disziplinarverfahren wegen Verstoßes gegen das Persönlich-
keitsrecht gegen sie eingeleitet werden muss". Auf ihrem Grab würde dann stehen: "Sie hatte Recht, aber 
wir haben sie trotzdem entlassen." Im Mai liefen dann mehrere Anzeigen gegen Frau Friedrich ein. Man warf 
ihr "Beschuldigung eines Unschuldigen" vor. Naja! 
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Bleiben wir bei der Justiz. In Argentinien hat der Hauptverantwortliche des "Schmutzigen Krieges" von 1976 
bis 1983, Jorge Rafael Videla, die Ermordung von politischen Gegnern zwar eingeräumt aber nicht bedauert. 
Es sei darum gegangen, "eine anarchisierte Gesellschaft zu zivilisieren". In der Türkei stehen die Ex-
Generäle vor Gericht, die vor 30 Jahren (!) für den Militärputsch verantwortlich waren. Der Putsch sollte den 
Kämpfen zwischen rechts- und linksgerichteten Gruppen ein Ende setzen, führte aber seinerseits zu zahlrei-
chen Menschenrechtsverletzungen: 300 Häftlinge kamen in Gefängnissen ums Leben, 49 Menschen wurden 
hingerichtet. Vom damaligen Staatschef Evren ist der Ausspruch überliefert: "Sollen wir diese Terroristen 
füttern, anstatt sie aufzuknüpfen?" Und schließlich wurde in Den Haag Charles Taylor verurteilt, der den 
Bürgerkrieg in Sierra Leone (1996 ï 2002) am Kochen hielt, sich mit Blutdiamanten bezahlen ließ und zu 
einem der Stammväter der Kindersoldaten wurde. Die SZ befasste sich intensiv mit den widersprüchlichen 
Zeugenaussagen und der unklaren Beweislage und machte aus Taylor einen "skrupellosen Machtpolitiker", 
dem sein "übler Leumund zum Verhängnis wurde". Auf Englisch würde man sagen: "We beg to differ." (Wir 
erlauben uns, anderer Meinung zu sein ï als die SZ) Im Mai wurde er dann zu einer Haftstrafe von 50 Jah-
ren verurteilt, was die SZ zu dem Kommentar veranlasste, dass man wieder einmal "die Kleinen hänge", 
während George W. Bush und Tony Blair (wegen des "völkerrechtswidrigen Krieges im Irak") ungeschoren 
davonkämen. Aber so klein war er auch wieder nicht! 
 
Allen Opfern dieser Herren, und es sind immer die Männer, widmen wir eine Karikatur aus dem Jahre 1813. 

 

 
 

Computertomographie eines Machtmenschen 
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Zum Abschluss kehren wir zum Kästner-Gedicht zurück. In den April geschickt wurden die Bewacher des 
Bürgerrechtlers Chen Guangcheng. Es gelang ihm, aus seinem Hausarrest zu entfliehen. Da war einmal 
"der Blinde König unter den Zweiäugigen", denn Chen ist blind, was von seinen Bewachern wohl nicht anzu-
nehmen ist. Fortsetzung folgt im Maibericht. In Nordkorea schrie eine Langstreckenrakete, die einen Satelli-
ten (und später vielleicht auch etwas anderes) befördern sollte, wenige Minuten nach dem Start "April, April!" 
ï und explodierte. Unser Mitleid hielt sich in Grenzen ï das des Karikaturisten ebenfalls. 
 

 
 
 

Mai 2012 
 
 

"Melancholie und Freude sind wohl Schwestern. 

Und aus den Zweigen fällt verblühter Schnee. 

Mit jedem Pulsschlag wird aus heute gestern,  

Auch Glück kann wehtun. Auch der Mai tut weh." 

 

 

 

Wie im Vormonat bereits erwähnt, begann der Mai mit einer 
Flucht, die zeigte, dass "Melancholie und Freude" tatsächlich 
eng verbandelt sind: Der chinesische Dissident Chen Guang-
cheng, der vier Jahre Gefängnis und zwei Jahre Hausarrest 
mit gelegentlichen Misshandlungen hinter sich hatte, weil er 
erzwungene Abtreibungen und ungewollte Sterilisierungen 
öffentlich gemacht hatte, flüchtete in die amerikanische Bot-
schaft in Peking, wurde von dort in ein Krankenhaus hinaus-
komplimentiert und nach einer diplomatischen Schamfrist in 
die USA entlassen. Soweit die Freude! China hielt sich auf 
seine Art für den "Gesichtsverlust" schadlos: Chens Familie 
soll massiven Schikanen ausgesetzt sein. Und das zur Me-
lancholie! 
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Was uns in Deutschland weh tat, war der Waffen(schul)gang in Memmingen, wo "nur Glück und ein profes-
sioneller Polizeieinsatz einen weiteren Amoklauf eines Jugendlichen" verhinderten. Grund genug, uns ein 
wenig auf die Sportschützen und ihre Lobbyisten einzuschießen. Hoffentlich liest keiner von ihnen diesen 
Jahresbericht. Der könnte ihnen schon einen (Schreck)Schuss wert sein. Wir wollen aber nicht verallgemei-
nern. Die meisten von ihnen gehen vernünftig mit ihren Geräten um, könnten aber ihren Sport auch ohne 
großkalibrige Vernichtungswaffen ausüben. Ein solcher Verzicht hätte einen positiven "Rückstoß" auf ihr 
Image und passte auch gut zur derzeitigen AI-Kampagne: "Hände hoch für Waffenkontrolle." 
 
Wo uns das Blut in den Kopf geschossen ist, um auf dieser Ebene zu verbleiben, war ein Artikel in der "Zeit", 
aus dem wir zwei Kostproben zitieren wollen. Als in Erfurt im April 2002 der Amoklauf stattfand, diskutierte 
der Bundestag gerade über das neue Waffenrecht. Nach der Debatte sah sich der Cheflobbyist der Schüt-
zengilde, Joachim Streitberger, seine SMS an. Um einer Verleumdungsklage zu entgehen, verschanzen wir 
uns hinter den Redakteuren der "Zeit": 
 
Die SMS "informieren ihn über den Amoklauf in Erfurt. Anfangs ist von drei Toten die Rede, und Streitberger sagt zu 

einem Kollegen, drei Tote, das halte man aus." 

 

Und als es 2009 zum Massaker von Winnenden kommt,  
 
"stellt die Redakteurin eines Blogs für Waffenbesitzer einen offenen Brief an die Eltern von Winnenden ins Netz, in 

dem steht, dass sie endlich verstehen sollen, dass ihre Eigenschaft als Opfer sie nicht befähige, sich zum Waffenrecht zu 

äußern". 

 

Auch wenn das folgende Bild durchaus zum Thema passt, möchten wir der Fairness halber hinzufügen, 
dass Böller bei den Amokläufen noch nie zum Einsatz kamen. Auch die Schützen selber schauen so aus, als 
könnte man ihnen ohne Bedenken im Wald begegnen. Außerdem sind sie vollauf damit beschäftigt, die 
Fronleichnamsprozessionen vor den gottlosen Tirolern zu schützen. 
 

 
 
Wir erlauben uns zwei Rückblicke auf den Jahresbericht von 2011. Zur Einstellung des Verfahrens wegen 
des umstrittenen Polizeieinsatzes in Pfaffenhofen (Kreis Rosenheim) gab es nachdenkliche und scharfe 
Kommentare in den Tageszeitungen. Der "Merkur" forderte die Polizei in aller Vorsicht auf, "selbstkritisch zu 
prüfen, ob das Verhalten mancher Beamter im Einsatzalltag zeitgemäß und angemessen ist", während die 
SZ sich Volkes Meinung zu eigen macht und schreibt: "é denn auÇer der Staatsanwaltschaft und vermutlich 
der Mehrheit ihre Kollegen glauben in Rosenheim nicht viele, dass die Polizisten in diesem Fall die Un-
schuldslämmer waren".  
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Erinnert haben wir 2011 auch an Ampon Tangnoppakul/Thailand, der wegen angeblicher Majestätsbeleidi-
gung zu 20 Jahren Haft verurteilt wurde. Jetzt müssen wir seiner gedenken; er starb im Gefängnis. Majestät 
können wieder ruhig schlafen. 
 

 

Bester Laune scheint dagegen ein anderer Häftling 
zu sein: Ratko Mladic. Er scheint den Prozess in 
Den Haag sichtlich zu genießen. Er äfft die Zeugen 
nach, ignoriert die Ordnungsrufe der Richter und 
grinst, als man einen Videofilm vorführt, in dem er 
prahlt, bei jedem Besuch in Sarajewo einen "Tür-
ken"/bosnischen Muslim zu töten. In der Monats-
mitte wurde der Prozess auf unbestimmte Zeit ver-
tagt, weil die Staatsanwaltschaft der Verteidigung 
Dokumente vorenthalten hat. Der Prozess soll üb-
rigens drei Jahre dauern, eine neue Erfahrung für 
den General, der eher auf "kurze Prozesse" gesetzt 
hatte. 
 

 
 

Eine schwierige "Abrechnung mit der Geschichte" findet derzeit in Guatemala statt. Das Land war drei Jahr-
zehnte lang Schauplatz eines blutigen Bürgerkrieges, der 200 000 Menschenleben forderte und in der Er-
stürmung der spanischen Botschaft im Januar 1980 gipfelte. Das Land tut sich schwer mit der Vergangen-
heitsbewältigung, weil Diktatoren wie Ríos Montt jahrelang Immunität genossen, weil mutmaßliche Täter alle 
die rechtsstaatlichen Mittel ausschöpfen, die ihren Opfern einst vorenthalten wurden und weil jetzt ein Ex-
General Staatschef ist, der Menschenrechtsorganisationen aufgefordert hat, sich weniger in die Justiz ein-
zumischen. Stein des Anstoßes zur Aufklärung der Verbrechen während des Bürgerkrieges wurde Rigoberta 
Menchú, Friedensnobelpreisträgerin von 1992. Immerhin: Ríos Montt ist seit Januar unter Hausarrest, der 
Polizeioffizier Arrondo, verantwortlich für die Erstürmung der Botschaft, und einer der "berüchtigtsten  
Überschreiter von Menschenrechten" steht derzeit vor Gericht. Zur Verhandlung erscheint er mit der Ge-
sichtsmaske der Todesschwadronen. Guatemala ist übrigens eng mit der Anfangszeit von AI-Miesbach ver-
knüpft. Wir haben uns jahrelang für den (ermordeten) Gewerkschaftler Pedro Ramos Micatú eingesetzt.  
 
In Baku/Aserbaidschan ging der ESC (European Song Contest) über die Bühne. Gewonnen hat ihn die 
Schwedin Loreen. Auch AI hätte für sie gestimmt, denn sie soll die einzige gewesen sein, die sich in 
"schlechte Gesellschaft" begeben hat. Sie hat nämlich das Büro der Menschenrechtler besucht. In Deutsch-
land hat sich die Jurorin Anke Engelke über das Verbot hinweggesetzt, politische Andeutungen zu machen. 
Von der Reeperbahn/der Großen Freiheit (!) aus hat sie Aserbaidschan mit den Worten "Es ist gut, eine 
Wahl zu haben", viel Glück auf der Reise nach Europa gewünscht. Während manche diese "klare" oder doch 
eher "verschlüsselte" Äußerung bejubelt haben, hat die SZ einen bösen Vergleich gezogen: "Ein bisschen 
wirkte das wie Kabarett in der DDR, wo auch oft ein paar Andeutungen reichen mussten." Aber das "biss-
chen Andeutung" kann ihr gut und gerne ihren Platz in der nächsten ESC-Jury kosten. Einen Vorschlag für 
einen intelligenten Protest möchten wir uns nicht verkneifen: Wie wäre es gewesen, wenn alle Sängerinnen 
und Sänger ihren Beitrag mit "Brüder, zur Sonne zur Freiheit" eingeleitet hätten? Das Lied war doch früher in 
Aserbaidschan auch erlaubt. Aserbaidschan ist übrigens auf den 4. Platz gekommen. Die AI-Jahresver-
sammlung in Ulm hätte anders abgestimmt, aber es versteht sich von selbst, dass die von ihr vergebenen  
0-Punkte nicht der Sängerin Sabina Babayeva gegolten hätten. 
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Von Loreen zu Aung San Suu Kyi. Die "tapfere Lady" weigerte sich zunächst, bei der Parlamentseröffnung 
den Amtseid auf die Verfassung zu leisten. Sie wolle die Verfassung, die die Vormacht der Generäle garan-
tiert, nicht "schützen", sondern nur "respektieren". Wenn man das Foto sieht, weiß man, warum sie sich zu-
nächst geweigert, aber schließlich doch nachgegeben hat. 
 

 
 

Als sie dann im Juni mit 21 Jahren Verspätung den Friedensnobelpreis ausgehändigt bekam, zeigte sich, 
dass man ihr den Schneid noch nicht abgekauft hatte. Sie begrüßte die Freilassung der bekanntesten politi-
schen Häftlinge, fügte aber hinzu: "Aber man muss befürchten, dass die Unbekannten vergessen werden." 
Sie erinnern sich? Peter Benenson hat 1961 den Gründungsartikel von AI mit "The Forgotten Prisoners/Die 
vergessenen Gefangenen" überschrieben. 
 
Wo der Mai wirklich wehtat, war der Bericht über das Massaker von Hula/Syrien, bei dem über 100 Men-
schen getötet wurden, darunter 49 Kinder und 34 Frauen. Im Internet entbrannte ein heftiger Streit, ob die 
Opfer überwiegend Sunniten oder Schiiten/Alawiten waren und als Täter infolgedessen regimefreundliche 
oder regimefeindliche Milizen in Frage kämen, aber die Opfer werden darüber auch nicht mehr lebendig. 
Diese Diskussion zeigt aber die Ohnmacht der Staatengemeinschaft. Man flüchtet auf "Nebenkriegsschau-
plätze", weil man sich nicht einigen kann (und will), wie der Hauptkonflikt zu lösen ist. Es wird noch viele 
Hulas geben. 
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Bleiben wir beim Islam, gehen wir nach Bayern. Unser Innenminister Markus Söder, der beim Fasching in 
Veitshöchheim oft die beste Maskierung hat, verkündete auf einem türkischen Kulturfest, dass "der Islam ein 
Bestandteil Bayerns sei". Von seinem Sprecher kam zwar postwendend die Richtigstellung, dass Söder ge-
meint habe, die Menschen/Muslime gehörten zu Bayern. Auch recht! Aber zurück nach Veitshöchheim. 
 

 
 

Stellen Sie sich diesen Mann mit krausem Vollbart vor! Könnte doch glatt ein Salafist sein. 
 
Es ist Zeit, zum Juni überzugehen. 

 
 

Juni 2012 
 
 

"Am letzten Tische streiten sich 

ein Heide und ein Frommer, 

ob's Wunder oder keine gibt. 

Und nächstens wird es Sommer." 

 

 

Ach hätten sie doch nur um Wunder gestritten! Für den Verfasser dieses Berichts war der Juni ein Monat 
schwieriger Entscheidungen, und er war froh, sie nicht treffen, sondern nur darüber nachdenken zu müssen. 
Wie ist Obamas Drohnenkrieg moralisch zu bewerten? Soll man an Israel U-Boote liefern, jetzt wo man 
weiß, dass sie nicht zur Tiefseefischerei verwendet werden? Und, nicht zuletzt, soll man die europäischen 
Südstaaten weiter unterstützen, wo sie uns doch den für Deutschland reservierten EM-Pokal schnöde ent-
wendet haben? Im Jahre 1968 erschien der Film "Artisten in der Zirkuskuppel ratlos". Nun, wir sind weder 
Politartisten, noch streben wir nach einem Platz in der Zirkuskuppel, aber ratlos sind wir allemal, vor allem 
vor der Frage, wer denn die Heiden und wer die Frommen sind. 
 
In Washington soll es inzwischen einen "Terror Tuesday" ("Terrordienstag") geben. Da fliegt nicht etwa ein 
Terroristenflugzeug auf das Weiße Haus zu, sondern da prüft der amerikanische Präsident eigenhändig die 
Todeslisten, die ihm das Verteidigungsministerium vorgelegt hat. Und wenn der mutmaßliche Al-Qaida-
Terrorist genügend auf dem Kerbholz hat, wird die Killerbiene/Drohne auf ihn abgefeuert. Da ist nur zu hof-
fen, dass neben dem Vorstrafenregister auch geprüft wird, wie viele Zivilisten als mögliche Kollateralscha-
densfälle ums Leben kommen könnten. Völkerrechtler haben ihre Zweifel, ob diese Prüfung mit gebührender 
Sorgfalt durchgeführt wird und streiten sich heftig, ob Drohnenattacken wirklich ein Schritt zum "sauberen 
Krieg" sind. Unser Rat an Obama: Friedensnobelpreis zurückgeben! 
 
"Lieferungen unter Verdacht, hochbrisante Geschäfte, besondere Beziehungen, Israels Lebensversiche-
rung", das waren die Schlagzeilen, die das deutsche U-Boot Geschäft mit Israel begleiteten. Unsere Analyse 
ist wie immer messerscharf und in sich unschlüssig: Die mit Atomwaffen bestückten U-Boote sollen Israels 
Zweitschlagkapazität gewährleisten; Waffenlieferungen in Spannungsgebiete verstoßen gegen die Bestim-
mungen für den Rüstungsexport. "Aber", so ein ehemaliger General der Bundeswehr, "bei Israel laufen die 
Dinge eben anders". Müssen wohl anders laufen, so die SZ, "auf Grund der deutschen Vergangenheit und 
Israels geostrategischer Lage".  
 
Was tun? Liefern und drängen. Darauf dringen, dass Israel die Lieferbedingungen erfüllt, z.B. die Eindäm-
mung der illegalen Siedlungspolitik, und dass die Regierung mehr Energie in den Friedensprozess mit den 
Palästinensern investiert, damit die U-Boote eines Tages doch eine andere Funktion bekommen könnten ï 
Taucherbasen im Roten Meer beispielsweise. Das wäre allerdings ein Wunder. 
 
Die israelische Siedlungspolitik im Westjordanland war Thema eines der schärfsten Kommentare, den die 
SZ je gegen die Regierung Netanjahu losgelassen hat. Ein Gericht in Jerusalem hatte die Zwangsräumung 
des Außenpostens Ulpana verfügt, aber die Regierung beeilte sich, den wütenden Siedlern "den Landraub 
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zu vergolden". Für die fünf geräumten Häuser sollen im Westjordanland 851 neue Siedlerwohnungen gebaut 
werden. Kein schlechtes Geschäft ï für die Siedler. Da werden sie in Zukunft noch öfter ihre eigene Zwangs-
räumung vor Gericht beantragen. 
 
Zurück zu den Wundern. Das "Wunder von Kiew" ist ausgeblieben. Angela Merkel soll im Halbfinale den 
Italienern die Daumen gedrückt haben - nur in der Tasche ihres Hosenanzugs versteht sich - weil ihr die 
Entscheidung erspart blieb, im Finale dem Janukowitsch die Hand zu schütteln, aber leider gab es auch 
wirklich unerfreuliche Momente. In München skandierten nach dem Sieg gegen Portugal etwa zehn Rechts-
radikale: "Wir bauen eine U-Bahn von der Türkei nach Auschwitz", und im Internet tauchte die Forderung 
auf, dass nur noch Spieler mit deutsch klingenden Nachnamen in die Nationalmannschaft aufzunehmen 
seien. Diese Stimmen konnte man noch den gestörten Randbezirken unserer Gesellschaft zurechnen, aber 
was sich die UEFA bei ihrer Bildberichterstattung ("Weltbild") leistete, war auch behandlungs-/reformbedürf-. 
tig. Wir zeigen das Bild, auf dem zwei Grüne mit einem Transparent von der Prominentenloge herab für "ein 
faires Spiel in Fußball und Politik" warben. Das Bild passte nicht in das "Weltbild" der UEFA, der ZDF-
Reporter hat das Transparent immerhin erwähnt ï genauso vorsichtig wie sich auch Anke Engelkes Einlas-
sung beim Eurovisions Wettbewerb anhörte. 
 

 
 

Vor den beiden Abgeordneten ziehen wir den Hut. Sie haben das gemacht, was AI für solche Großveranstal-
tungen fordert: "Hinfahren ja, aber mit einer Botschaft im Gepäck." 

 
Eine Situation, wo es echten Zoff gab, wo die Heiden und die Frommen auch nicht so ohne weiteres von-
einander zu unterscheiden sind, aber wo "es nächstens doch Sommer werden könnte", spielte sich in Sach-
sen-Anhalt ab. Volkes Stimme erhob sich lautstark ("kastrieren und weg") gegen die Anwesenheit von zwei 
nach 25 Jahren entlassenen Sexualstraftätern. Um dem Volkszorn entgegenzutreten, waren 70 Abgeordnete 
in das Dorf gekommen, die die Bewohner an das Recht, den Aufenthaltsort frei zu wählen, zu erinnern ver-
suchten. Zunächst ohne großen Erfolg: Die meisten Bewohner blieben der Versammlung fern. Im Juli fand 
dann eine Demo gegen die Hetzkampagne statt, an die sich, wie sollte es anders sein, auch die staubigen 
Brüder von der NPD beteiligten. Die Demo wurde zunächst "wegen Störung des öffentlichen Friedens" ver-
boten, dann aber unter Auflagen erlaubt. Zahlenmäßig die stärkste Gruppe scheint die Polizei gewesen zu 
sein. Ob sich die Stimmung gegenüber den Neubürgern langsam wenden könnte, bleibt offen. Es gibt zwar 
freundlichere Leserbriefe in der Zeitung und das Angebot von Nachbarn, Einkäufe zu übernehmen - aber 
diese Nachbarn werden dafür von ihren Mitbürgern gemobbt.  
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Mobbing hätte der iranische Rapper Shahin Najafi vielleicht noch weggesteckt, aber die Fatwa, die iranische 
Ayatollahs gegen ihn erlassen hatten und die "im Namen Gottes des Barmherzigen" auch in Deutschland 
verbreitet wurde (mutmaßlich von einem früheren Mitarbeiter des iranischen Generalkonsulats in München) 
ist ein anderes Kaliber. Najafi hatte sich in einem Lied an einen Imam des neunten Jahrhunderts gewandt, 
mit der ironischen Bitte, "gegen Sexualisierung (?), Korruption und falsche Prediger" im (heutigen) Iran vor-
zugehen. Die Ayatollahs reagierten auf das Lied mit der vertrauten Litanei von "Ketzerei, Gotteslästerung 
und Abfall vom Glauben". Auf Najafi ist ein Kopfgeld von 100 000 Dollar ausgesetzt, und er erhält derzeit 
zwischen zwei und zehn Morddrohungen pro Tag. In Deutschland haben 50 Künstler einen Solidaritätsaufruf 
unterzeichnet, in dem die Freiheit der Kunst (und das Recht zu provozieren) eingefordert werden. Zu den 
Unterzeichnern zählt auch Frank-Markus Barwasser, sodass wir in Bälde mit einer neuen Sendung zu rech-
nen haben: "Pelzig engagiert sich." Die iranische Botschaft streitet übrigens ab, dass es überhaupt eine Fat-
wa gäbe, die "persönlich gegen Najafi" gerichtet sei. Will ihn wohl aus dem Versteck locken, in dem er unter 
Polizeischutz steht. 
 
Die Ayatollahs im Iran sollten sich an Niederbayern ein Beispiel nehmen. Auch dort gibt es Konflikte mit reli-
giösem Hintergrund, doch ausgetragen werden sie zwar handfest aber weit unterhalb der Mordschwelle. Da 
spielte sich am Palmsonntag in Vilshofen ein "Zickenkrieg" zwischen zwei Ministrantinnen ab. Streitobjekt 
war nicht die Würde eines verflossenen Imams, sondern das Rauchfass und wer es schwenken durfte. Nach 
der Messe kam es auf dem Kirchplatz zum Showdown, es fielen Watschen, die Verwandtschaft schaltete 
sich ein, und jetzt liegt eine Strafanzeige vor. Man kann sich gut vorstellen, wie der Dompfarrer in der 
Münchner Frauenkirche, wo Ministrantinnen zwar nicht verboten, aber auch nicht willkommen sind (also 
nicht vorkommen), reagiert hat: "Das hat man davon, wenn man die Mädchen ranlässt." 
 
 

Juli 2012  
 
 

"Im Feld wächst Brot. Und es wachsen dort  

auch die künftigen Brötchen und Brezeln. 

Eidechsen zucken von Ort zu Ort. 

Und die Wolken führen Regen an Bord 

und den spitzen Blitz und das Donnerwort. 

Der Mensch treibt Berg- und Wassersport  

und hält nicht viel von Rätseln." 
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Wie, in aller Welt, soll man mit diesen Sommerversen einen Bezug zur Winterwelt herstellen, die uns auch 
im Juli wieder frösteln ließ? Aber wenn es Kästner gelungen ist, für seine "Brezeln" ein leidlich passendes 
Reimwort zu finden, dann werden auch wir nicht daran scheitern, einige Ereignisse so zurechtzubiegen, 
dass sie zu den Versen passen. Mit "Blitz und Donner" haben wir sowieso keine Probleme, aber fangen wir 
mit den Rätseln an. 
 
Es wird uns ï dem alten wie wohl auch dem neuen Europa ï ein Rätsel bleiben, wie amerikanische Präsi-
denten und Kandidaten über ein Massaker im Kino sprechen können, ohne die laxen Waffengesetze zu kriti-
sieren . In Aurora/Colorado hatte ein Amokschütze bei der Premiere des neuen Batman-Films zwölf Men-
schen getötet. Er war mit zwei Pistolen, einer Schrotflinte, einem Sturmgewehr und einem Großraummaga-
zin mit 100 Schuss bewaffnet. In den Trauerbotschaften von Obama und Romney kam das Wort "Waffe" 
aber kein einziges Mal vor, so als ob die Opfer einer Schlaganfallstafette  erlegen wären. Rätselhaft ist auch, 
warum in Colorado ein Volksentscheid aus dem Jahre 2000, der striktere Normen für Waffenbesitz verlang-
te, nicht zum Tragen kam. Und ein Rätsel bleibt auch, warum immer noch eine (knappe) Mehrheit der Ame-
rikaner gegen eine Verschärfung der Waffengesetze ist. Die Auflösung der drei Rätsel können wir allerdings 
mitliefern: In Amerika ist Wahlkampf, die Waffenlobby dominiert die Politik (oder ist Teil derselben), und bei 
vielen weißen Männern hat sich eine "Festungsmentalität" entwickelt, die es gebietet, bei tatsächlichen oder 
vermeintlichen Bedrohungen aus allen Rohren feuern zu können. 
 

 
 

Zur Ehrenrettung des Präsidenten  sei allerdings nachgetragen, dass er vor einer Organisation von Waffen-
gegnern vorsichtig angedeutet hat, dass "halbautomatische Gewehre é nicht auf die StraÇen unserer Stªd-
te gehören". Seinen Wahlchancen hat das nicht gut getan. 
 
Die Waffenlobby schlägt für solche Situationen (mutmaßlich) vor, auch die  Kinobesucher  zu bewaffnen. Da 
wäre dann ein Geballer losgegangen, bei dem sich Batman schleunigst hinter die Leinwand verzogen hätte. 
Schon eine Woche später wurden in Wisconsin sechs Menschen in einem Sikh-Tempel erschossen. Der 
Täter hatte die Sikhs für Muslime gehalten. Die Aufregung im Lande hielt sich diesmal in Grenzen.  
 
In Russland, Amerikas Gegenspieler im Kalten Krieg, ging es zwar nicht um Leben und Tod, aber doch um 
sieben Jahre Frischluft oder Gittermief. Eine Punkband namens "Pussy Riot" (frei übertragen mit "Aufstand 
der  Miezekatzen") hatte im Februar vor der Altarwand einer Kathedrale in Moskau ein Punk-Gebet gespro-
chen und als Refrain "Mutter Gottes, verjage Putin" skandiert. Daraufhin steckte man sie fünf Monate in Un-
tersuchungshaft  Der Staat wirft ihnen "Rowdytum", die Kirche "Blasphemie" vor. Soweit unsere Informatio-
nen reichen, fühlten sich weder der liebe Gott noch die Jungfrau Maria belästigt, aber den drei jungen Frau-
en droht eine Höchststrafe von sieben Jahren Lagerhaft. Dazu wird es voraussichtlich nicht kommen, denn 
Putin hat eine "nicht zu harte" Strafe befürwortet, die orthodoxe Kirche hat sich, getreu dem alten Plattenla-
bel "His Master's Voice", dem angeschlossen, und der Staatsanwalt hat (daraufhin?) nur mehr drei Jahre 
beantragt. Wenn sie da nur nicht die Rechnung ohne die Richterin gemacht haben! Frau Syrowa hat schon 
178 Urteile gesprochen, und dabei gab es nur einen Freispruch ï bei einem Verkehrsunfall. 
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Dass das Treiben der Miezekatzen in der Kathedrale bunt war, für manche von uns, das sei zugestanden, 
etwas zu bunt, ist keine Frage, 
 

 
 

 

 

aber dass man sie deshalb wie Schwer-
verbrecherinnen behandelt, das ist 
schlimmeres Rowdytum und, wenn man 
den Menschen als Ebenbild  Gottes sieht, 
echte Blasphemie. 
Amnesty hat die drei Frauen als politische 
Gefangene adoptiert und in 44 Städten gibt 
es am Tag der Urteilsverkündung (17. 
August) Demonstrationen. In München 
wurde dafür sogar das Vermummungsver-
bot aufgehoben. Die Teilnehmer dürfen 
bunte Masken tragen ï müssen aber ihren 
Ausweis dabei haben.  
 

 
 
 



 24 

 
Trotz (oder wegen) internationaler Proteste hat Frau Syrowa voll zugeschlagen: Sie verhängte zwei Jahre 
Lagerhaft und blieb damit nur ein Jahr unter der Forderung des Staatsanwalts. Ob Putin das als "milde" Stra-
fe versteht, wissen wir nicht, aber die Kommentatoren gehen davon aus, dass es ein Putin-Urteil an die Ad-
resse der Opposition ist. "Bleibt zuhause, sonst landet ihr im Gefängnis." Frau Merkel hat  das Urteil als "un-
verhältnismäßig hart" bezeichnet. Putins Freund, Ex-Kanzler Gerhard Schröder, der sich zurzeit auf lukrati-
ven Vortragsreisen zum Thema "Europatauglichkeit von Agenda 2010" befindet, hatte sich auch sechs Tage 
nach Urteilsverkündung noch nicht geäußert. Die "Frankfurter Allgemeine" kommentiert unter dem anspie-
lungsreichen Titel 'Das Schweigen': "Langsam beginnt sein Schweigen zu stinken." Im November haben 
dann die Anwälte der beiden Frauen ihr Mandat niedergelegt, "da sie ihre Mandantinnen nicht mehr be-
schützen können". Die neue Anwältin geht mit Vorschusslorbeeren ins Rennen: sie hatte für die dritte Pus-
syfrau eine Bewährungsstrafe durchgesetzt. 
 
Kein "spitzer Blitz und Donnerwort" kam auf die Teilnehmer der UN-Konferenz zur Regulierung des internati-
onalen Waffenhandels (ATT-Vertrag) hernieder, die über einen "robusten" Vertrag berieten. Er sollte u. a. 
verhindern, dass Waffen illegal in Konfliktgebiete geliefert und dort zu Menschenrechtsverletzungen oder 
Kriegsverbrechen missbraucht werden. Darauf, so meint man, müsste man sich doch einigen können. Konn-
te man nicht! Manche Länder, darunter Deutschland, wollten schärfere Formulierungen, anderen Ländern, 
darunter die USA, Russland und China, waren die Kriterien zu hart oder die Kontrollen, die sowieso nicht 
vorgesehen waren, zu umfassend. "Robust" hätte halt auch geheißen, dass womöglich die Exportgeschäfte 
Einbußen erlitten hätten und dass man seine "Freunde" in den Spannungsgebieten (Israel, Syrien, Sudan) 
nicht mehr so leicht hätte beliefern können. Bei der Konferenz anwesend waren übrigens auch Vertreter des 
WFSA, dem "Forum für die Zukunft von Sportschützenaktivitäten". War auch notwendig, denn auf der 
Konferenz ging es auch um die Lieferung von Kalaschnikows, der bei "überwiegendem Risiko" die Geneh-
migung hätte verweigert werden können.  
 
Daheim in Deutschland waren die Reaktionen unterschiedlich: Außenminister Westerwelle war enttäuscht, 
Krauss-Maffei weniger. Es stehen nämlich an: Lieferung von Leopard-2 Panzern nach Katar und Indonesien. 
Würde wohl bei einem robusten ATT-Vertrag nicht so leicht über die Bühne gehen. In New York anwesend 
war auch die AI-Rüstungsexpertin aus Deutschland. Sie nannte das Scheitern "empörend".  

 
 

Natürlich gäbe es im Juli noch zu berichten, dass sich zwei Länder, die bisher in unseren Jahresrückblicken 
nicht vorgekommen sind, ohne jegliche Diskretion um Aufnahme in denselben bewarben. Wir entsprechen 
ihrer "Bitte" in Kurzfassung: In Rumänien legt die Demokratie gerade den Rückwärtsgang ein: die hand-
streichartige Übernahme der Institutionen erinnert fatal an die Machtergreifung Hitlers, nur dass es diesmal, 
Ironie der Geschichte, die Sozialdemokraten und die Liberalen sind, die zugreifen. In Mali hingegen herrscht 
"Krieg im Krieg": Gaddafis arbeitslose Söldner kämpfen im Norden des Landes gegen die Islamisten, und die 
Regierung gegen alle beide. In Timbuktu, der "Perle der Wüste", wird Weltkulturerbe zerstört, im Dorf Aguel-
hok wird ein Paar wegen Ehebruchs gesteinigt. Die Dummheit wird immer noch von der Unmenschlichkeit 
überrundet.  
 
Vom Kästnergedicht haben wir bisher die "Brötchen/Semmeln und Brezeln" außer Acht gelassen. Aber die 
bauen wir auch noch ein: Karlsruhe hat, mit einiger Verspätung, entdeckt, dass es bei der Versorgung von 
Flüchtlingen "ein offensichtliches Defizit in der Sicherung der menschenwürdigen Existenz" gibt. Und das 
Gericht hat verfügt, dass "niedrige Sozialleistungen nicht mehr zur Abschreckung von Zuwanderern einge-
setzt werden" dürfen, hat das Asylbewerberleistungsgesetz also als "Rausekelgesetz" entlarvt. An die Bre-
zen kommen Flüchtlinge jedenfalls jetzt leichter ran: das Taschengeld wurde von 40,90 auf 130,00 Euro pro  
Monat erhöht.  
 
Jetzt bleiben nur noch "die Eidechsen, die von Ort zu Ort zucken". Die haben wir leider nicht integrieren kön-
nen. Gezuckt hat es aber in unseren Mundwinkeln, als wir die Nachricht vom gelockerten Dresscode an der 
Uni Oxford  lasen. Auf Antrag der Vereinigung Homo- und Transsexueller Studenten (und Studentinnen) hin, 
dürfen sich jetzt auch Männer in Röcken und Frauen in Anzügen prüfen lassen. Auch wenn Sie dieser Nach-
richt nicht das gebührende Gewicht beimessen, müssen Sie doch zugeben, dass wir Sie gegen Ende des 
Monats doch noch in die leichte Kästnersche Sommerstimmung versetzen konnten ï auch ohne Eidechsen. 
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August 2012  
 
 

"Ein Erntewagen schwankt durchs Feld, 

Im Garten riecht's nach Minze und Kamille. 

Man sieht die Hitze. Und man hört die Stille.  

Wie klein ist heut die ganze Welt! 

Wie groß und grenzenlos ist die Idylleé" 

 

 

Was, so werden Sie sich fragen, tut Pilatus im Credo (Osama bin Laden im Himmel, Romney im Weißen 
Haus ï wenn's dazu kommt) und die Idylle in einem Jahresbericht von Amnesty International? Wurde da 
vom Duft "nach Minze und Kamille" der Geist umnebelt? Will man im Urlaubsmonat ein wenig Urlaub von 
den Menschenrechten machen? Unsere Antwort wie immer glasklar und kompromisslos: Ja, mitnichten! 
 
Da gab's natürlich auch im August Ereignisse, wo es heiß herging. In Südafrika wurden 34 Minenarbeiter 
von der Polizei erschossen. Die Polizei sprach von Notwehr, aber im Fernsehen sah es eher wie ein "ange-
ordnetes Massaker" aus. Wen wundert es, dass Erinnerungen an die Zeiten der Apartheid aufkamen? Aber 
heute sind die Freiheitskämpfer und Nationalhelden selber an der Macht.  
 
Traumatische Erinnerungen wurden auch bei der Gedenkveranstaltung an die heißen Tage in Rostock vor 
20 Jahren wach. Ein Mob aus Neonazis und Nachbarn steckten das Sonnenblumenhaus in Brand und jag-
ten Asylbewerber und vietnamesische Vertragsarbeiter auf das Dach. Die Polizei zog ab, als es brenzlig 
wurde, die Politik gab dem "Volkszorn" nach  - und änderte das Grundrecht auf Asyl. Als Zeichen des Le-
bens hatte man zum Jahrestag eine "Friedenseiche" gepflanzt, die aber nach drei Tagen der "Arbeitsgruppe 
antifaschistischer Fuchsschwanz" zum Opfer fiel, nachdem zuvor linke Kritiker die Eiche als "symbolisch 
vorbelastet" bezeichnet hatten. Auf einer der vorigen Seiten dieses Berichts war zu lesen, dass "die Dumm-
heit immer wieder von der Unmenschlichkeit überrundet wird". Das gilt auch umgekehrt. 
 
In beide Rubriken einzuordnen ist ein Vorfall in einem Dorf in der Provinz Helmand/Afghanistan. Dort schei-
nen 17 Menschen, darunter zwei Frauen, von den Taliban enthauptet worden zu sein, angeblich weil man 
sich zu einer gemischtgeschlechtlichen Party oder einem Musikfest getroffen hatte und die Männer den 
Frauen beim Tanzen zugeschaut hätten. Anderen Berichten zufolge seien die Männer Informanten der Re-
gierung gewesen, und die beiden Frauen habe man "mitgeschlachtet", weil sie für die Männer um Gnade 
gebettelt hätten. Ganz gleich, wie's nun war: Es ist kein Grund, jemandem den Kopf abzuschlagen. Aber 
irgendwie fällt einem, ohne jetzt die Brutalität mancher ISAF-Einsätze verharmlosen zu wollen, bei dem Wort 
"Taliban" immer auch "Kannibale" ein. Muss wohl der Gleichklang sein! 
 
Wenden wir uns nun der "Idylle" zu. Wir wollen den Begriff nicht allzu wörtlich nehmen. Vom "idealen, un-
schuldsvollen Zustand" der Welt sind wir weit entfernt, aber wenn wir die "ländliche Einfachheit" durch 
"menschliche Einfalt" ersetzen, können wir mit einigen Ereignissen aufwarten. Doch davon später. 
 

 
 

Patriarch Kirill und der katholische Erzbischof Michalik unterzeichneten den gemeinsamen Aufruf. 
 
In den Bereich "Schritte zum Idealzustand" fällt der "historische Appell zur Versöhnung", zu dem die Kirchen-
führer Polens und Russlands aufgerufen haben. Die Bischöfe fordern darin die Gläubigen auf, "um Verzei-
hung für das Leid, die Ungerechtigkeiten und alles Böse zu bitten, das sie einander gegenseitig angetan 
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haben". Und das war wahrhaftig nicht wenig! Nationalkonservative Politiker in Polen sind der Meinung, dass 
die Russen mit der Gegenseitigkeit recht gut wegkämen, aber der Verzicht auf das genaue Abzählen der 
Opfer und Untaten ist Voraussetzung für eine solche Versöhnung. Ein solcher Verzicht kommt nicht zuletzt 
auch uns Deutschen zugute. Ein bisschen stolz aber dürfen wir darauf sein, dass sich das Versöhnungsdo-
kument an der Erklärung der polnischen und deutschen Bischöfe von 1965 orientiert, in der es geheißen 
hatte: "Wir gewähren Vergebung und bitten um Vergebung." 
 
Nun zur Idylle als Schauplatz "menschliche Einfalt". In einem Garmischer Werbeprospekt für arabische Tou-
risten hat man die Perspektive auf den Gipfel der Zugspitze "geringfügig verschoben", weil man ihnen den 
Anblick des Gipfelkreuzes ersparen wollte. Die evangelische Regionalbischöfin Breit-Keßler hat diese profit-
orientierte Demutsgeste zutreffend kommentiert: "Dümmer geht's nimmer." Dazu passend die Dame hinter 
Gittern, die Thilo Sarrazin im Albtraum erschienen ist. 
 

 
 

Nur zur Klarstellung. Es geht uns hier nicht um die "Unschuld der Muslime", sondern um die Dummheit der 
Deutschen. Mit den Katholiken fand Ende Oktober ein Versöhnungsgespräch statt. Die Zugspitzbahn ver-
sprach, für die nächste Broschüre andere Bilder auszuwählen. Wie wär's mit einem Nachtfoto ï das Gipfel-
kreuz unterm Halbmond? 
 
Die Dummheit marschierte auch in eine Messfeier im Dom zu Köln. Unter dem Slogan "Aktion gegen Staa-
ten, Knäste und Kirche in Solidarität mit Pussy Riot" störte eine Handvoll bunt gekleideter Demonstranten 
den Gottesdienst. Nach wenigen Minuten wurden sie von Ordnungsleuten ("Domschweizern") abgedrängt 
oder hinausgetragen. Einer der Demonstranten beschwerte sich, dass "die Kirche mit ihnen genauso brutal 
umgegangen sei, wie (die Kirche, Putin, das Gericht) mit den drei Frauen in Russland". Soweit die Dumm-
heit. Die Kirche in Köln erstattete Strafanzeige wegen Hausfriedensbruch und Störung der Religionsaus-
übung. Wenn die Gruppe zur möglichen Höchststrafe von drei Jahren verurteilt würde, müssten wir aller-
dings die Seiten wechseln. 
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Um unser Versprechen wahr zu machen, im August menschenrechtsmäßig etwas zu relaxen, schließen wir 
mit einer Karikatur zur Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts über den Einsatz der Bundeswehr im 
Inland bei "Ereignissen von katastrophischen Dimensionen". Die Entscheidung ist nicht nur sprachlich ein 
Problem, aber die Zeichnung passt gut zur Badesaison. 
 

 
 
 

September 2012  
 
 

"Die Stare gehen auf die Reise, 

Altweibersommer weht im Wind. 

Das ist ein Abschied laut und leise. 

Die Karussells drehn sich im Kreise.  

Und was vorüber schien, beginnt." 

 
 

Die Stare, der Altweibersommersommer und die Karussells (des Oktoberfestes) reimen sich mit den Themen 
unseres Jahresrückblicks schlecht zusammen. Bleibt nur die letzte Zeile "Und was vorüber schien, beginnt." 
Machen wir uns also auf die Suche nach den Wiedergängern!  
 
Ein solcher Wiedergänger ist der Film "Unschuld der Muslime", in dem Mohammed "als sexbesessener An-
führer einer Horde halbwilder Dummköpfe dargestellt" wird. Ob die Schmähung des Propheten gleich als 
Gotteslästerung einzustufen ist, sei dahingestellt, eine Lästerung religiöser Gefühle und des guten Ge-
schmacks ist er allemal. Wiedergängerisch sind allerdings auch die Reaktionen auf den Film. Amerikanische 
Fundis und deutsche Rechtsausleger reiben sich die Hände, weil da wieder einer den Moslems eins über die 
bärtige Rübe gegeben hat, der pakistanische Eisenbahnminister ï Züge sind ja bekanntlich besonders blas-
phemieempfindlich ï setzte ein Preisgeld von 100 000 Dollar auf den Kopf des Regisseurs aus, von dem 
man lange nicht wusste, ob er Israeli, Exilkopte oder doch nur ein gewöhnlicher Amerikaner war, und im 
Sudan ging die deutsche Botschaft in Flammen auf. 
 
Zu den tragischsten Opfern dieses Konflikts unter Paranoikern gehörte der amerikanische Botschafter in 
Libyen Christopher Stevens. Tragisch auch deswegen, weil Stevens ein ausgewiesener Freund der Araber 
war und in Bengasi ermordet wurde, jener Stadt, deren drohende Vernichtung durch Gaddafi den NATO-
Einsatz von 2011 ausgelöst hatte. Dass seine Ermordung am 11. September möglicherweise ein Racheakt 
von al Qaida war, ist nicht einmal ein schwacher Trost. 




